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Text 

I. ABSCHNITT 

ZIVILRECHTLICHE UND STRAFRECHTLICHE BESTIMMUNGEN 

1. Handlungen unlauteren Wettbewerbes 

Unlautere Geschäftspraktiken 

§ 1. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr 

 1. eine unlautere Geschäftspraktik oder sonstige unlautere Handlung anwendet, die geeignet ist, den 
Wettbewerb zum Nachteil von Unternehmen nicht nur unerheblich zu beeinflussen, oder 

 2. eine unlautere Geschäftspraktik anwendet, die den Erfordernissen der beruflichen Sorgfalt 
widerspricht und in Bezug auf das jeweilige Produkt geeignet ist, das wirtschaftliche Verhalten 
des Durchschnittsverbrauchers, den sie erreicht oder an den sie sich richtet, wesentlich zu 
beeinflussen, 

kann auf Unterlassung und bei Verschulden auf Schadenersatz im Sinne des § 16 in Anspruch genommen 
werden. 

(2) Wendet sich eine Geschäftspraktik an eine Gruppe von Verbrauchern, so ist 
Durchschnittsverbraucher das durchschnittliche Mitglied dieser Gruppe. Geschäftspraktiken gegenüber 
Verbrauchern, die voraussichtlich in einer für den Unternehmer vernünftigerweise vorhersehbaren Art 
und Weise das wirtschaftliche Verhalten nur einer eindeutig identifizierbaren Gruppe von Verbrauchern 
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wesentlich beeinflussen, die auf Grund von geistigen oder körperlichen Gebrechen, Alter oder 
Leichtgläubigkeit im Hinblick auf diese Praktiken oder die ihnen zugrundeliegenden Produkte besonders 
schutzbedürftig sind, sind aus der Sicht eines durchschnittlichen Mitglieds dieser Gruppe zu beurteilen. 

(3) Unlautere Geschäftspraktiken sind insbesondere solche, die 

 1. aggressiv im Sinne des § 1a oder 

 2. irreführend im Sinne des § 2 

sind. 

(4) Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet 

 1. „Produkt“ jede Ware oder Dienstleistung, einschließlich Immobilien, digitaler Dienstleistungen 
und digitaler Inhalte, Rechten und Verpflichtungen; 

 2. „Geschäftspraktik“ jede Handlung, Unterlassung, Verhaltensweise oder Erklärung, kommerzielle 
Mitteilung einschließlich Werbung und Marketing eines Unternehmens, die unmittelbar mit der 
Absatzförderung, dem Verkauf oder der Lieferung eines Produkts zusammenhängt; 

 3. „wesentliche Beeinflussung des wirtschaftlichen Verhaltens des Verbrauchers“ die Anwendung 
einer Geschäftspraktik, um die Fähigkeit des Verbrauchers, eine informierte Entscheidung zu 
treffen, spürbar zu beeinträchtigen und damit den Verbraucher zu einer geschäftlichen 
Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte; 

 4. „Verhaltenskodex“ eine Vereinbarung oder einen Vorschriftenkatalog, die bzw. der nicht durch 
die Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
vorgeschrieben ist und das Verhalten der Unternehmen definiert, die sich in Bezug auf eine oder 
mehrere spezielle Geschäftspraktiken oder Wirtschaftszweige zur Einhaltung dieses Kodex 
verpflichten; 

 5. „Aufforderung zum Kauf“ jede kommerzielle Kommunikation, welche die Merkmale des 
Produkts und den Preis in einer Weise angibt, die den Mitteln der verwendeten kommerziellen 
Kommunikation angemessen ist und den Verbraucher dadurch in die Lage versetzt, einen Kauf 
zu tätigen; 

 6. „unzulässige Beeinflussung eines Verbrauchers“ die Ausnutzung einer Machtposition gegenüber 
dem Verbraucher zur Ausübung von Druck – auch ohne die Anwendung oder Androhung von 
körperlicher Gewalt –, wodurch die Fähigkeit des Verbrauchers, eine informierte Entscheidung 
zu treffen, wesentlich eingeschränkt wird; 

 7. „geschäftliche Entscheidung eines Verbrauchers“ jede Entscheidung dessen darüber, ob, wie und 
unter welchen Bedingungen er einen Kauf tätigen, eine Zahlung insgesamt oder teilweise leisten, 
ein Produkt behalten oder abgeben oder ein vertragliches Recht im Zusammenhang mit dem 
Produkt ausüben will, unabhängig davon, ob der Verbraucher beschließt, tätig zu werden oder ein 
Tätigwerden zu unterlassen; 

 8. „berufliche Sorgfalt“ den Standard an Fachkenntnissen und Sorgfalt, bei dem billigerweise davon 
ausgegangen werden kann, dass ihn der Unternehmer gemäß den anständigen 
Marktgepflogenheiten in seinem Tätigkeitsbereich anwendet; 

 9. „Ranking“ die relative Hervorhebung von Produkten, wie sie vom Unternehmer dargestellt, 
organisiert oder kommuniziert wird, unabhängig von den technischen Mitteln, die für die 
Darstellung, Organisation oder Kommunikation verwendet werden; 

 10. „Online-Marktplatz“ ein Dienst, der es Verbrauchern durch die Verwendung von Software, 
einschließlich einer Website, eines Teils einer Website oder einer Anwendung, die vom oder im 
Namen des Unternehmers betrieben wird, ermöglicht, Fernabsatzverträge mit anderen 
Unternehmern oder Verbrauchern, abzuschließen; 

 11. „Umweltaussage“ unabhängig von ihrer Form, eine Aussage oder Darstellung, die nach 
Unionsrecht oder nationalem Recht nicht verpflichtend ist, einschließlich Darstellungen durch 
Text, Bilder, grafische Elemente oder Symbole wie beispielsweise Etiketten, Markennamen, 
Firmennamen oder Produktbezeichnungen, im Kontext einer kommerziellen Kommunikation, 
und in der ausdrücklich oder stillschweigend angegeben wird, dass ein Produkt, eine 
Produktkategorie, eine Marke oder ein Unternehmer eine positive oder keine Auswirkung auf die 
Umwelt hat oder weniger schädlich für die Umwelt ist als andere Produkte, Produktkategorien, 
Marken bzw. Unternehmer oder seine bzw. ihre Auswirkung im Laufe der Zeit verbessert wurde; 

 12. „allgemeine Umweltaussage“ eine schriftlich oder mündlich getätigte Umweltaussage, 
einschließlich über audiovisuelle Medien, die nicht auf einem Nachhaltigkeitssiegel enthalten ist 
und bei der die Spezifizierung der Aussage nicht auf demselben Medium klar und in 
hervorgehobener Weise angegeben ist; 
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 13. „Nachhaltigkeitssiegel“ ein freiwilliges öffentliches oder privates Vertrauenssiegel, Gütezeichen 
oder Ähnliches, mit dem Ziel, ein Produkt, ein Verfahren oder eine Geschäftstätigkeit gegenüber 
Verbrauchern in Bezug auf ihre ökologischen oder sozialen Merkmale oder beides 
hervorzuheben oder zu fördern, ausgenommen alle verpflichtenden Kennzeichnungen gemäß 
Unionsrecht oder nationalem Recht; 

 14. „Zertifizierungssystem“ ein System der Überprüfung durch Dritte, mit dem zertifiziert wird, dass 
ein Produkt, ein Verfahren oder eine Geschäftstätigkeit bestimmte Anforderungen erfüllt, das die 
Verwendung eines entsprechenden Nachhaltigkeitssiegels ermöglicht, und dessen Bedingungen, 
einschließlich seiner Anforderungen, öffentlich einsehbar sind und folgende Kriterien erfüllen: 

 a) das System steht allen Unternehmern, die bereit und in der Lage sind, die Anforderungen des 
Systems zu erfüllen, unter transparenten, lauteren und diskriminierungsfreien Bedingungen 
offen; 

 b) die Anforderungen des Systems werden vom Systeminhaber in Absprache mit einschlägigen 
Sachverständigen und Interessenträgern ausgearbeitet; 

 c) in dem System sind Verfahren für den Umgang mit Verstößen gegen die Anforderungen des 
Systems festgelegt und es ist der Entzug oder die Aussetzung der Verwendung des 
Nachhaltigkeitssiegels durch den Unternehmer im Falle von Verstößen gegen die 
Anforderungen des Systems vorgesehen; und 

 d) die Überwachung der Einhaltung der Anforderungen des Systems durch einen Unternehmer 
unterliegt einem objektiven Verfahren und wird von einem Dritten durchgeführt, dessen 
Kompetenz und Unabhängigkeit sowohl vom Systeminhaber als auch vom Unternehmer auf 
internationalen, unionsweiten oder nationalen Normen und Verfahren beruht; 

 15. „anerkannte hervorragende Umweltleistung“ die Umweltleistung im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 66/2010 über das EU-Umweltzeichen, ABl. Nr. L 27 vom 30.01.2010 S. 1, 
mit nationalen oder regionalen Umweltkennzeichenregelungen nach EN ISO 14024 Typ I, die in 
den Mitgliedstaaten offiziell anerkannt sind, oder mit Umwelthöchstleistungen nach sonstigem 
geltenden Unionsrecht; 

 16. „Softwareaktualisierung“ eine Aktualisierung, einschließlich einer Sicherheitsaktualisierung, die 
für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit von Waren mit digitalen Elementen, digitalen Inhalten und 
digitalen Dienstleistungen nach der Richtlinie (EU) 2019/770 über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen, ABl. Nr. L 136 vom 
22.05.2019 S. 1, und der Richtlinie (EU) 2019/771 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte 
des Warenkaufs, zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/44/EG, ABl. Nr. L 136 vom 22.05.2019 S. 28, 
erforderlich ist, oder eine Funktionsaktualisierung; 

 17. „Betriebsstoff“ jeden Bestandteil einer Ware, der wiederholt verbraucht wird und ersetzt oder 
aufgefüllt werden muss, damit die Ware bestimmungsgemäß funktioniert. 

(5) Der Unternehmer hat in Verfahren auf Unterlassung oder Schadenersatz nach Abs. 1 bis 3 die 
Richtigkeit der Tatsachenbehauptungen im Zusammenhang mit einer Geschäftspraktik zu beweisen, wenn 
ein solches Verlangen unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen des Unternehmers und anderer 
Marktteilnehmer wegen der Umstände des Einzelfalls angemessen erscheint. 

(6) Kollidieren die Bestimmungen über unlautere Geschäftspraktiken dieses Bundesgesetzes mit 
anderen Unionsrechtsvorschriften sowie deren nationalen Umsetzung, die besondere Aspekte unlauterer 
Geschäftspraktiken regeln, so gehen die Letzteren vor und sind für diese besonderen Aspekte maßgebend. 

Zuletzt aktualisiert am 

29.07.2026 

Gesetzesnummer 

10002665 

Dokumentnummer 

NOR40279746 
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